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Vorwort

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit den allgemeinen Schutzmaßnah-
men des FFH-Gebietsschutzes und versucht über den Weg der Auslegung, 
aber auch der rechtspolitischen Weiterentwicklung des Normtextes der Richt-
linie einen Weg zu wirksamen Erhaltungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
aufzuzeigen. Aufgrund der vielschichtigen Materie liegt der Fokus der Arbeit 
auf der europarechtlichen Sichtweise.

Die FFH-Richtlinie steht regelmäßig auf dem Prüfstand. Der Diskurs ist 
jedoch oft von Motiven wie dem Bürokratieabbau und dem wirtschaftlichen 
Fortschritt bestimmt. Der vorliegenden Arbeit liegt die Hoffnung zu Grunde, 
Denkansätze zu formulieren, die aus rechtlicher Perspektive dem fortschrei-
tenden Biodiversitätsverlust entgegenwirken können. Naturschutz ist nicht 
nur „Verhinderer“, sondern ermöglicht uns allen eine lebenswerte Zukunft.

Die Dissertation entstand während meiner Zeit am Lehrstuhl für Öffentli-
ches Recht bei Prof. Dr. Shirvani an der Universität Bonn. Ihm möchte ich 
sehr herzlich für die engagierte Betreuung meiner Arbeit und die außerge-
wöhnlich schnelle Erstellung des Erstgutachtens danken. Das Arbeitsverhält-
nis am Lehrstuhl und die Betreuung der Dissertation waren stets durch an-
spruchsvolle Hinweise und gegenseitigen Respekt geprägt, den ich sehr zu 
schätzen weiß. Auch Prof. Dr. Dr. Spranger danke ich herzlich für die zügige 
Erstellung seines Zweitgutachtens, das weitere weiterführende Hinweise 
enthielt, sowie Prof. Dr. Hillgruber für die Leitung der Prüfungskommission. 

Die Drucklegung der Arbeit wurde durch einen Druckkostenzuschuss der 
Konrad-Redeker-Stiftung gefördert, für den ich mich ebenfalls herzlich be-
danke. Prof. Dr. Dr. Durner danke ich für seine Hilfe als Vertrauensdozent 
der Stiftung an der Universität Bonn.

Schließlich möchte ich mich bei den Menschen bedanken, die mich im 
privaten Umfeld während der Promotion unterstützt haben. Meinen Eltern 
und meinem Freund danke ich für den steten Rückhalt. Dr. Eric Hoeveler 
möchte ich danken, dass er mich als Promotionsgefährte durch gemeinsame 
Bibliotheksbesuche und fröhliche Mittagspausen begleitet hat und gleichzei-
tig ein offenes Ohr für die gemeinsamen Sorgen hatte. Teresa Oberbrinkmann 
und Astrid Günther danke ich, dass sie mich in der Zeit vor der mündlichen 
Prüfung motiviert und beruhigt haben. 
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Die Arbeit wurde im Herbst 2022 von der Rechts- und Staatswissenschaft-
lichen Fakultät der Rheinischen-Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn zur 
Dissertation angenommen. Die mündliche Prüfung fand am 15. Mai 2023 
statt. Das Manuskript wurde für die Drucklegung aktualisiert und befindet 
sich auf dem Stand des 28. Juli 2023. Dementsprechend konnte die Entschei-
dung des EuGH, Urt. v. 21.09.2023, C-116/22 nicht mehr berücksichtigt 
werden, allerdings wurden die Schlussanträge der Generalanwältin vom 
20.4.2023 zum Verfahren eingearbeitet.

Bonn, im September 2023	 Layla Mithatsch
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Einleitung

Es ist eine der ureigenen Aufgabe des Rechts, erhaltenswerte Schutzgüter, 
inklusive solcher, die der Allgemeinheit dienen, zu bewahren. Regelungen 
aus dem Bereich des Naturschutzrechtes finden sich bereits seit dem 19. Jahr-
hundert und haben den Zweck, eine lebenswerte natürliche Umgebung auch 
für künftige Generationen zu erhalten.1 Inzwischen prägt das Recht der Eu-
ropäischen Union das Naturschutzrecht aller Mitgliedstaaten. Ein besonders 
hervorzuhebender Rechtsakt der Union im Bereich des Naturschutzes ist die 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie2. Sie feierte im Mai 2022 ihr dreißigjähriges 
Bestehen.

Die Richtlinie wurde 1992 als zielorientierte Richtlinie erlassen, um ge-
meinsam mit der Vogelschutzrichtlinie3 ein zusammenhängendes Netzwerk 
von natürlichen Lebensräumen zu schaffen und eine Reihe von Arten beson-
ders zu schützen. So genannte „besondere Schutzgebiete“4 wurden ausgewie-
sen, deren Schutzgüter die in der Richtlinie eigens bezeichneten Arten und 
Lebensräume sind. Ziel der Richtlinie ist es, zur Wahrung der biologischen 
Vielfalt Tier- und Pflanzenarten und ihre Lebensräume in einen günstigen 
Erhaltungszustand zu versetzen,5 oder, wenn dieser bereits erreicht ist, ihn 
beizubehalten.6

Dieses Ziel konnte allerdings bisher nicht erreicht werden. In der Vergangen-
heit waren kontinuierlich Umsetzungsprobleme im europäischen Gebietsschutz 
zu beobachten. Aufgrund des anhaltenden Biodiversitätsverlusts sieht die aktu-
elle Biodiversitätsstrategie 2030 der Europäischen Union einen dringenden 
Handlungsbedarf. Ein zentraler Aspekt für einen wirksamen Schutz der Arten 
und Lebensräume sei die „wirksame Bewirtschaftung aller Schutzgebiete“.7 

1  Schlacke, Umweltrecht, § 1 Rn. 8 ff., § 2 Rn. 5. 
2  Richtlinie 92/43/EWG des Rates v. 21.5.1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-

bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. EG L 206/7 v. 22.7.1992, 
im Folgenden „FFH-Richtlinie“, zitiert als „FFH-RL“.

3  Richtlinie 79/409/EWG v. 2.4.1979, ABl. EG L 103/1 v. 25.4.1979, heute kodifi-
ziert durch Richtlinie 2009/147/EG v. 30.11.2009, ABl. EU L 20/7 v. 26.1.2010.

4  Art. 1 lit. l FFH-RL.
5  Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, § 12 Rn. 59 ff.
6  Möckel, in: Schlacke (Hrsg.), GK-BNatSchG, § 31 Rn. 3 f.
7  Europäische Kommission, EU-Biodiversitätsstrategie für 2030, COM(2020) 380 

final, unter 2.1.
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Der anhaltende Biodiversitätsverlust in der Europäischen Union ist Anlass, 
der Frage nachzugehen, warum die Richtlinie als zentrales Rechtsinstrument 
im europäischen Naturschutz ihre Ziele nicht oder nur verspätet erreicht. 
Diese Frage ist Motivation der vorliegenden Arbeit. Der Druck auf beste-
hende Richtlinien, optimale Wirksamkeit zu entfalten, ist hoch. Jüngst wurde 
von der Europäischen Union das umstrittene „one-in-one-out“-Verfahren 
eingeführt, nach dem nach quantitativen Gesichtspunkten möglichst keine 
zusätzlichen Regularien des Unionsgesetzgebers erlassen werden sollen, 
ohne eine bestehende Regelung aufzuheben.8 Die Europäische Kommission 
kündigte darüber hinaus an, umweltrelevante Rechtsvorschriften der Union 
erforderlichenfalls erneut zu überprüfen und zu überarbeiten.9

Da die Richtlinie gemäß Art. 288 Abs. 3 AEUV grundsätzlich keinen im 
Verhältnis zum Bürger unmittelbar anwendbaren Rechtsakt darstellt,10 müs-
sen die Mitgliedstaaten die Bestimmungen der Richtlinie in ihr nationales 
Recht umsetzen. In Deutschland finden sich die entsprechenden Regelungen 
zum europäischen Gebietsschutz in den §§ 31–36 BNatSchG. Dennoch bildet 
die FFH-Richtlinie selbst den Untersuchungsgegenstand der vorliegenden 
Arbeit. Namentlich werden die Bestimmungen zum Gebietsschutz und insbe-
sondere der in der Richtlinie zentrale Art. 6 FFH-RL näher beleuchtet. Offene 
Rechtsfragen sind im unionsrechtlich geprägten Umweltrecht nicht ohne 
Analyse des einschlägigen Sekundärrechts zu beantworten, das wiederum 
richtlinienkonform auszulegen ist. Die FFH-Richtlinie ist durch ausführliche 
Regelungen und konkrete Pflichten der Mitgliedstaaten geprägt. Um diese 
herauszuarbeiten, kann nur auf den Richtlinientext abgestellt werden.

Um eine umfassende rechtsdogmatische Analyse der Richtlinienbestim-
mungen gewährleisten zu können, ist der Untersuchungsgegenstand der Ar-
beit aber noch weiter einzugrenzen. In Ansehung des bisherigen Forschungs-
standes nach über 30 Jahren, in denen die Richtlinie angewendet wurde, legt 
die Arbeit den Fokus auf Aspekte, die bisher weniger im Zentrum der wis-
senschaftlichen Diskussion standen, für den Erfolg der Richtlinie aber nicht 
minder essentiell sind.

Die Arbeit wird sich mit der Bewirtschaftung der Schutzgebiete beschäfti-
gen und die allgemeinen Schutzmaßnahmen des europäischen Gebietsschut-
zes beleuchten. Diese werden als Erhaltungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
bezeichnet und in Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 FFH-RL geregelt. Über die allge-

8  Europäische Kommission, The Working Methods of the European Commission, 
P(2019) 2, S. 11.

9  Europäische Kommission, EU-Biodiversitätsstrategie für 2030, COM(2020) 380 
final, unter 3.2.

10  Haag/Kotzur, in: Bieber/Epiney/Haag/Kotzur, Die Europäische Union, § 6 
Rn. 29 ff.; Schlacke, Umweltrecht, § 7 Rn. 15.
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meinen Schutzmaßnahmen werden die Habitate von geschützten Arten und 
die typischen Biotope eines Lebensraumes in den Schutzgebieten durch Na-
turschutzmaßnahmen aufrechterhalten und vor allgemeinen Beeinträchtigun-
gen geschützt. Maßgeblich ist dabei der Erhaltungszustand der von der 
Richtlinie erfassten Arten und Lebensraumtypen, der verbessert oder, wenn 
bereits günstig, erhalten werden soll. Die rechtsdogmatischen Aspekte der 
Erhaltungs- und Vermeidungsmaßnahmen des Art. 6 Abs. 1 und 2 FFH-RL 
bilden den Kern der Analyse. Eine solche umfassende Untersuchung der 
rechtlichen Aspekte der allgemeinen Schutzmaßnahmen steht bisher aus. Es 
besteht jedoch Bedarf, diese Lücke zu schließen. Denn um das bisher weit-
gehend unerreichte Vorhaben der Erhaltung und Wiederherstellung des güns-
tigen Erhaltungszustandes der Arten und Lebensräume zu verwirklichen, 
müssen diese Maßnahmen effektiv umgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten 
müssen das jeweilige Schutzgebiet durch die allgemeinen Schutzmaßnahmen 
(wieder-)herstellen und bewahren.11 Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich 
daher mit den Rechtsfragen einer solchen wirksamen Bewirtschaftung in den 
FFH-Schutzgebieten.

Die in Art. 6 Abs. 1 und 2 FFH-RL normierten Erhaltungs- und Vermei-
dungsmaßnahmen gewinnen aktuell zunehmend an Bedeutung. In mehreren 
aktuellen Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland bemängelt die 
Europäische Kommission die fehlende Umsetzung der Erhaltungs- und Ver-
meidungsmaßnahmen.12 Durch den Klimawandel nimmt die Beeinträchti-
gung der Gebiete weiter zu, sodass die Abwehr von Schäden und der Umgang 
mit natürlichen Veränderungen der Gebiete als Gegenstand der allgemeinen 
Schutzmaßnahmen in den Fokus rückt.

Ziel der Arbeit ist, vor dem geschilderten Hintergrund und aufgrund der 
immer neu auftretenden Forderungen nach Reformen der Richtlinie13 den 
Diskurs um einen rechtswissenschaftlichen Blickwinkel zu ergänzen, der 
bestehende dogmatische Probleme im Bereich des Gebietsschutzes analysiert 
und ergänzend Schwachstellen des Richtlinientextes aufdeckt, die den Fort-
schritt beim Erhalt der biologischen Vielfalt hemmen können. Als rechtswis-
senschaftliche Untersuchung liegt dabei der Fokus auf dem Regelwerk als 
solchem und den dogmatischen Fragestellungen.

11  Vgl. etwa Art. 2 Abs. 2 FFH-RL.
12  Anhängige Rs. C-116/22, Vertragsverletzungsverfahren Nr. 2019/2145.
13  Vgl. etwa Dänisches Ministerium für Klima, Energie und Versorgung, Coexist-

ence between renewable energy and biodiversity (Informationspapier für den Ener-
gierat), S. 2; Europäische Kommission, Fitness Check of the EU Nature Legislation; 
siehe auch SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Mehr Fortschritt wagen – Koalitions-
vertrag 2021–2025, S. 56. 




